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Haushaltsbegleitgesetz 2018/19

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2018/19 werden gesetzliche Änderungen, die zur
Umsetzung verschiedener im Entwurf des Staatshaushaltsplans 2018/19 enthalte-
ner Maßnahmen notwendig sind, in einem Artikelgesetz zusammengefasst.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Mit der vorgesehenen Änderung des § 59 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-
Württemberg (LBesGBW) soll das Zulagenbudget für Juniorprofessorinnen und 
-professoren sowie Juniordozentinnen und -dozenten künftig – wie der Vergabe-
rahmen für Leistungsbezüge bei den Professorinnen und Professoren – unter
Berücksichtigung der tatsächlich besetzten Planstellen ermittelt werden, um es
den tatsächlichen Erfordernissen anzupassen und Ungleichbehandlungen zu ver-
meiden. Die Änderung der Anlage 3 des LBesGBW dient der Anpassung der Äm-
terstruktur in der Arbeitsgerichtsbarkeit an die Gebietsreform der südbadischen
Arbeitsgerichte.

Mit der Änderung des § 43 des Landesplanungsgesetzes wird unter Berücksichti-
gung der Haushaltslage ab dem Jahr 2018 der Zuschuss des Landes an die Träger
der Regionalplanung erhöht. Damit wird insbesondere dem erhöhten Aufwand für
Planungen und Verfahren Rechnung getragen.

Die Änderung des § 55 der Landeshaushaltsordnung ist infolge einer Gesetzesän-
derung im Vergaberecht erforderlich.

Regulatorische Entwicklungen machen Änderungen im L-Bank-Gesetz notwen-
dig.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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Mit der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) werden ab dem Jahr 2018

–  die Mittel für den Kommunalen Investitionsfonds zulasten der Kommunalen
Investitionspauschale erhöht,

–  der finanzielle Ausgleich für die Besorgung der Aufgaben der unteren Verwal-
tungsbehörden infolge der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes im Land an-
gepasst,

–  die Ausgleichsregelungen für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsge-
setz und Artikel 1 des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes übertragenen Auf-
gaben zusammengeführt und um den Ausgleich für die Durchführung des Pros -
tituiertenschutzgesetzes erweitert,

–  nicht mehr benötigte Vorschriften aufgehoben, redaktionelle Bereinigungen so-
wie die Gleichstellung von Mann und Frau im Gesetzestext vorgenommen.

Mit der Regelung zur Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte
Hochschulen wird die bisher gemäß Artikel 27 § 22 des Zweiten Hochschul-
rechtsänderungsgesetzes gewährte Finanzhilfe für die betreffenden Hochschulen
ab 2019 als jährlich gleichbleibender Förderbetrag gewährt.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Die Änderung des § 59 LBesGBW hat ein Einsparpotenzial von jährlich rund 
1,3 Millionen Euro. 

Die Änderung des Landesplanungsgesetzes hat ab dem Haushaltsjahr 2018 Mehr-
ausgaben in Höhe von 370.000 Euro jährlich zur Folge.

Zur Abgeltung des Verwaltungsmehraufwandes der unteren Verwaltungsbehör-
den für die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes werden die Zuweisungen über
§ 11 Absatz 1 FAG in den Jahren 2018 und 2019 um 4,3 Millionen Euro pro Jahr
und für die Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes die Zuweisungen des § 11
Absatz 4 FAG um 1,827 Millionen Euro im Jahr 2018 und um 2,476 Millionen
Euro ab dem Jahr 2019 erhöht.

Die Änderungen bei der Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte
Hochschulen führen zu einer Entlastung der öffentlichen Haushalte, da Entgelt-
steigerungen im öffentlichen Dienst zukünftig nicht mehr zu einer Erhöhung der
Finanzhilfe führen.

Im Übrigen entstehen keine Kosten für die öffentlichen Haushalte.

E .  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Es entstehen keine Kosten für Private.
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Staatsministerium                                                      Stuttgart, 7. November 2017
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes
2018/19 mit Begründung. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags herbeizu-
führen. Federführend ist das Ministerium für Finanzen zuständig.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Haushaltsbegleitgesetz 2018/19

Artikel 1

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom
9. November 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch
Artikel 9 des Gesetzes vom … 2017 (GBl. S. …) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 59 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

    „Das der jeweiligen Hochschule zur Verfügung 
stehende Volumen für Zulagen nach Satz 1 beträgt
400 Euro pro Monat für jede mit einem Juniorprofes-
sor oder einem Juniordozenten besetzte Planstelle der
Besoldungsgruppe W 1, die im Kapitel der Hochschu-
le oder an anderen Stellen im Haushaltsplan veran-
schlagt und der Hochschule zugewiesen ist.“

2. In Anlage 3 (Landesbesoldungsordnung R) wird in
der Besoldungsgruppe R 1 die Fußnote 3 wie folgt ge-
fasst:

    „3) Erhält als örtlicher Gerichtsvorstand der arbeits -
gerichtlichen Kammern an einem Gerichtsort,
dem kein anderes Leitungsamt zugeordnet ist, eine
Amtszulage nach Anlage 13.“ 

Artikel 2

Änderung des Landesplanungsgesetzes

In § 43 Absatz 1 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes in
der Fassung vom 10. Juli 2003 (GBl. S. 385), das zuletzt
durch Artikel 31 der Verordnung vom 23. Februar 2017
(GBl. S. 99, 103) geändert worden ist, wird die Angabe
„0,11 Euro“ durch die Angabe „0,13 Euro“ sowie die An-
gabe „17,90 Euro“ durch die Angabe „20,80 Euro“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung der Landeshaushaltsordnung 
für Baden-Württemberg

Die Landeshaushaltsordnung vom 19. Oktober 1971
(GBl. S. 428), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1030, 1031) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:
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1. In § 4 Satz 2, § 5, § 7 Absatz 2 Satz 2, § 7 a Absatz 5, 
§ 24 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 2, § 26 Absatz 3,
§ 27 Absatz 1 Satz 1 und 2, § 28 Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 2, § 29 Absatz 2 Satz 1, § 31 Absatz 1 Satz 1
und Absatz 3, § 35 Absatz 1 Satz 3, § 36 Satz 2, § 37
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 6 Satz 2, § 38 Absatz 1
Satz 2, Absatz 3 und 4 Satz 3, § 43 Absatz 1 und 2, 
§ 45 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 4, § 48 Absatz 5 Satz 2,
§ 50 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 Satz 1, § 52 Satz 3,
§ 55 Absatz 2, § 61 Absatz 2, § 63 Absatz 4, § 64 Ab-
satz 1 Halbsatz 2 und Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2, § 65
Absatz 2 Satz 1, § 68 Absatz 2, § 70 Satz 3, § 71 Ab-
satz 2 Satz 1 und 2, § 72 Absatz 6, § 74 Absatz 2 und 3
Satz 2, § 76 Absatz 1 Satz 2, § 77 Satz 2, § 78 Satz 2, 
§ 79 Absatz 3 und 4 Satz 1, § 80 Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2, § 85 Absatz 2, § 86, § 87 Satz 2, § 96 Absatz 2,
§ 105 Absatz 2, § 109 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3
Satz 1, § 111 Absatz 2 Satz 1, § 113 Absatz 2 Satz 1
und 3, § 114 Absatz 1 Satz 1 sowie § 116 Absatz 1
Satz 1 werden jeweils die Wörter „Finanz- und Wirt-
schaftsministerium“ durch das Wort „Finanzministeri-
um“ ersetzt. 

2. In § 17 Absatz 6 Satz 4, § 34 Absatz 3, § 36 Satz 1, § 38
Absatz 2, § 39 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 3, 
§ 40 Satz 1, § 45 Absatz 3 Satz 1, § 48 Absatz 5 Satz 1,
§ 50 Absatz 2 Satz 1, § 54 Absatz 1 Satz 2, § 56 Ab-
satz 2, § 58 Absatz 2, § 59 Absatz 2, § 64 Absatz 1
Halbsatz 1 und Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 1, § 65 Ab-
satz 3 Satz 2, § 79 Absatz 2, § 108 Satz 2, § 109 Ab-
satz 3 Satz 2 Halbsatz 2 sowie § 116 Absatz 1 Satz 2
und Absatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter
„Finanz- und Wirtschaftsministeriums“ durch das Wort
„Finanzministeriums“ ersetzt.

3. In § 18 Absatz 7, Absatz 9 Satz 1 und Absatz 11 wer-
den jeweils die Wörter „Ministerium für Finanzen und
Wirtschaft“ durch das Wort „Finanzministerium“ er-
setzt. 

4. In § 28 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „und § 18
Abs. 1“ gestrichen.

5. In § 42 Absatz 2 werden die Wörter „Finanz- und“ ge-
strichen.

6. § 55 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

    „(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen
und Leistungen muss eine öffentliche Ausschreibung
oder eine beschränkte Ausschreibung mit Teilnahme-
wettbewerb vorausgehen, sofern nicht die Natur des
Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme
rechtfertigen. Teilnahmewettbewerb ist ein Verfahren,
bei dem der öffentliche Auftraggeber nach vorheriger
öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine be-
schränkte Anzahl von geeigneten Unternehmen nach
objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden
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Kriterien auswählt und zur Abgabe von Angeboten
auffordert.“

Artikel 4

Änderung des Gesetzes über 
die Landeskreditbank Baden-Württemberg 

– Förderbank –

Das Gesetz über die Landeskreditbank Baden-Württem-
berg – Förderbank – vom 11. November 1998 (GBl. 
S. 581), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 151) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird folgender Absatz angefügt: 

    „(4) Die Anordnung eines Rechtsformwechsels und
die Auflösung der Bank sind nur durch ein Landesge-
setz zulässig.“

2. § 4 wird folgender Satz angefügt: 

    „Die Erzielung von Gewinn ist nicht Hauptzweck des
Geschäftsbetriebs der Bank.“

3. § 9 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

        „(1) Der Verwaltungsrat besteht aus fünfzehn
stimmberechtigten und drei beratenden Mitglie-
dern. Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der für
die Beteiligungsverwaltung zuständige Minister.
Die Landesregierung bestimmt mindestens zwei
Verwaltungsratsmitglieder, die der Landesregie-
rung angehören müssen, zu stellvertretenden Vor-
sitzenden.“ 

    b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

        aa) Nach dem Wort „Die“ werden das Wort
„stimmberechtigten“ eingefügt und die Wörter
„und ihre Stellvertreter“ gestrichen.

        bb) Es wird folgender Satz angefügt:

        „Die Landesregierung kann diese Mitglieder
bei Bedarf abberufen.“

    c)  Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.

    d)  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

        „(4) Die nicht der Landesregierung beziehungsweise
der ihr unterstellten Behörden angehörenden Mitglie-
der des Verwaltungsrats sind ehrenamtlich tätig.“
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Artikel 5

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung vom 1. Ja-
nuar 2000 (GBl. S. 14), das zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 24. Oktober 2017 (GBl. S. 557) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter
„861 Millionen Euro im Jahr 2017, 771 Millionen
Euro im Jahr 2018 und 711 Millionen Euro ab
dem Jahr 2019“ durch die Wörter „766,7 Millio-
nen Euro im Jahr 2018, 706,7 Millionen Euro im
Jahr 2019 und 711 Millionen Euro ab dem Jahr
2020“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 wird die Angabe „Nr.“ durch das
Wort „Nummer“ ersetzt. 

2. § 1 a wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Nummer 1 bis 3 wird die Angabe „Abs.“
jeweils durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

          bb) In Nummer 2 und 3 wird die Angabe „Nr.“ je-
weils durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

     b)  In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „vom Hun-
dert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

3. § 1 b wird wie folgt gefasst:

                                             „§ 1 b

                   Aufteilung der Finanzausgleichsmasse

     Die Finanzausgleichsmasse wird verwendet

     1.  für Vorwegentnahmen nach § 2 und für Zuwei-
sungen nach den §§ 5, 7 a und 8 (Finanzaus-
gleichsmasse A) im Jahr 2018 und im Jahr 2019
zu je 80,96 Prozent und ab dem Jahr 2020 zu
80,95 Prozent;

     2.  für die Förderung von Investitionen der Gemein-
den und Gemeindeverbände und für den Aus-
gleichstock nach § 13 (Finanzausgleichsmasse B)
im Jahr 2018 und im Jahr 2019 zu je 19,04 Pro-
zent und ab dem Jahr 2020 zu 19,05 Prozent.“

4. § 2 wird wie folgt geändert:

     a)  In Nummer 1, 2 und 8 wird die Angabe „Abs.“ je-
weils durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

     b)  In Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb
und Nummer 8 werden die Wörter „vom Hun-
dert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt.
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     c)  Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

          „9.  in den Jahren 2018 und 2019 jeweils 2,72
Millionen Euro und ab dem Jahr 2020 jährlich
2,42 Millionen Euro für pädagogische schuli-
sche Netze sowie für die Bereitstellung von
Schulmaterialien in elektronischer Form;“

5. § 3 a wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „865
Millionen Euro“ durch die Wörter „930 Millionen
Euro im Jahr 2018 und 950 Millionen Euro ab
dem Jahr 2019“ ersetzt.

     b)  In Absatz 3 Nummer 2 wird die Angabe „Abs.“
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

6. § 3 b wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 werden die Wörter „vom Hundert“ je-
weils durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

     b)  In Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 und 4 wird die An -
gabe „Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“ er-
setzt.

     c)  In Absatz 4 wird die Angabe „Nr.“ durch das
Wort „Nummer“ ersetzt.

7. § 4 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das
Wort „Absatz“ ersetzt.

     b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

          „(2) Die Einwohnerzahlen werden bei Gemeinden
mit einer Steuerkraftsumme (§ 38 Absatz 1) je
Einwohnerin oder Einwohner von

          1.  bis unter 75 Prozent des Landesdurchschnitts
mit 125 Prozent, 

          2.  75 Prozent bis unter 85 Prozent des Landes-
durchschnitts mit 115 Prozent, 

          3.  85 Prozent bis unter 95 Prozent des Landes-
durchschnitts mit 105 Prozent, 

          4.  95 Prozent bis unter 105 Prozent des Landes-
durchschnitts mit 100 Prozent, 

          5.  105 Prozent bis unter 115 Prozent des Landes-
durchschnitts mit 95 Prozent,

          6.  115 Prozent bis unter 125 Prozent des Landes-
durchschnitts mit 85 Prozent,

          7.  125 Prozent und mehr des Landesdurchschnitts
mit 75 Prozent

          angesetzt.“
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8. § 5 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Nr.“ durch
das Wort „Nummer“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 wird das Wort „Hundertsatzes“ je-
weils durch das Wort „Prozentsatzes“ ersetzt.

     c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 werden die Wörter „vom Hundert“
jeweils durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

          bb) In Satz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch das
Wort „Absatz“ ersetzt. 

9. § 6 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Nummer 1, 2, 3 und 6 werden die
Wörter „vom Hundert“ jeweils durch das Wort
„Prozent“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 Satz 1 und 2 wird die Angabe „Nr.“
jeweils durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

     c)  In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „Ge-
werbesteuer für“ die Wörter „jede Einwohnerin
und“ und nach dem Wort „je“ die Wörter „Ein-
wohnerin und“ eingefügt.

10. § 7 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 2 Satz 1 werden jeweils das Wort „Ein-
wohnern“ durch die Wörter „Einwohnerinnen und
Einwohnern“ und die Wörter „von Hundert“
durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

     b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

          aa)  Im einleitenden Satzteil wird das Wort „je-
den“ durch das Wort „alle“ ersetzt.

          bb) In Nummer 1 wird das Wort „Soldaten“ durch
das Wort „Mitglieder“ ersetzt.

          cc)  In Nummer 2 werden die Wörter „verpflichte-
ten Polizeibeamten“ durch die Wörter „ver-
pflichteten Polizeibeamtinnen und -beamten“
ersetzt.

          dd) In Nummer 3 wird das Wort „Haupthörer“
durch die Wörter „Haupthörerinnen und Haupt -
hörer“ ersetzt.

11. In § 7 a und § 8 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe
„Nr.“ jeweils durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

12. In § 9 Nummern 1 und 2 wird die Angabe „Abs.“ je-
weils durch das Wort „Absatz“ ersetzt.
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13. § 11 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

          „(1) In den Jahren 2018 und 2019 erhalten: 

          1.  die Stadtkreise 18,94 Euro je Einwohnerin und
Einwohner;

          2.  die Landkreise 8,69 Euro je Einwohnerin und
Einwohner der Großen Kreisstädte sowie der
Gemeinden, die einer Verwaltungsgemein-
schaft nach § 17 des Landesverwaltungsgeset-
zes angehören, und 14,31 Euro je Einwohnerin
und Einwohner der übrigen Gemeinden;

          3.  die Großen Kreisstädte, die keiner Verwal-
tungsgemeinschaft nach § 17 des Landesver-
waltungsgesetzes angehören, 8,59 Euro je Ein-
wohnerin und Einwohner und die anderen
Großen Kreisstädte 3,53 Euro je Einwohnerin
und Einwohner;

          4.  die Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 des
Landesverwaltungsgesetzes 5,06 Euro je Ein-
wohnerin und Einwohner.

          Ab dem Jahr 2020 erhalten jährlich: 

          1.  die Stadtkreise 18,53 Euro je Einwohnerin und
Einwohner;

          2.  die Landkreise 8,30 Euro je Einwohnerin und
Einwohner der Großen Kreisstädte sowie der
Gemeinden, die einer Verwaltungsgemeinschaft
nach § 17 des Landesverwaltungsgesetzes an-
gehören, und 13,92 Euro je Einwohnerin und
Einwohner der übrigen Gemeinden;

          3.  die Großen Kreisstädte, die keiner Verwal-
tungsgemeinschaft nach § 17 des Landesver-
waltungsgesetzes angehören, 8,59 Euro je Ein-
wohnerin und Einwohner und die anderen
Großen Kreisstädte 3,53 Euro je Einwohnerin
und Einwohner;

          4.  die Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 des
Landesverwaltungsgesetzes 5,06 Euro je Ein-
wohnerin und Einwohner.“

     b)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

          „(4) Die Stadt- und Landkreise erhalten zum Aus-
gleich der ihnen durch das Sonderbehörden-Ein-
gliederungsgesetz, durch Artikel 1 des Verwal-
tungsstruktur-Reformgesetzes und der durch das
baden-württembergische Ausführungsgesetz zum
Prostituiertenschutzgesetz übertragenen Aufgaben
pauschale Zuweisungen. Die Zuweisungen betra-
gen im Jahr 2018 486,23 Millionen Euro. Der Zu-
weisungsbetrag verändert sich in den Folgejahren
zu 60 Prozent entsprechend der Entwicklung der
Besoldung einer Beamtin beziehungsweise eines
Beamten in der Besoldungsgruppe A 10 und zu 
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40 Prozent entsprechend der Entwicklung des
Entgelts einer beziehungsweise eines Beschäftig-
ten beim Land in der Entgeltgruppe 10 nach dem
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Län-
der. Die Zuweisungen nach Satz 2 werden im Jahr
2018 einmalig um 1,827 Millionen Euro erhöht.
Ab dem Jahr 2019 werden die sich aus Satz 2 in
Verbindung mit Satz 3 ergebenden Zuweisungen
um 2,476 Millionen Euro erhöht. Die Dynamisie-
rung für die Jahre ab 2020 umfasst auch den Er-
höhungsbetrag nach Satz 5. Die Zuweisungen
werden auf die einzelnen Stadt- und Landkreise
wie folgt aufgeteilt:

          Kreis                                              Prozent
                    _________________________________________________________________

          Stuttgart, Stadtkreis                          3,080
          Böblingen                                         3,031
          Esslingen                                          3,013
          Göppingen                                        2,124
          Ludwigsburg                                     2,964
          Rems-Murr-Kreis                             3,153
          Heilbronn, Stadtkreis                        0,645
          Heilbronn, Landkreis                        2,877
          Hohenlohekreis                                 1,718
          Schwäbisch Hall                               3,020
          Main-Tauber-Kreis                           2,332
          Heidenheim                                      1,525
          Ostalbkreis                                        3,413
          Baden-Baden, Stadtkreis                  0,327
          Karlsruhe, Stadtkreis                        0,758
          Karlsruhe, Landkreis                        4,012
          Rastatt                                               2,334
          Heidelberg, Stadtkreis                      0,465
          Mannheim, Stadtkreis                       1,732
          Neckar-Odenwald-Kreis                   2,361
          Rhein-Neckar-Kreis                          4,311
          Pforzheim, Stadtkreis                       0,382
          Calw                                                 2,202
          Enzkreis                                            2,051
          Freudenstadt                                     2,024
          Freiburg, Stadtkreis                          0,557
          Breisgau-Hochschwarzwald             3,857
          Emmendingen                                   2,062
          Ortenaukreis                                     4,535
          Rottweil                                            1,895
          Schwarzwald-Baar-Kreis                  2,344
          Tuttlingen                                         1,747
          Konstanz                                           2,108
          Lörrach                                             2,269
          Waldshut                                           2,476
          Reutlingen                                        2,694
          Tübingen                                           1,867
          Zollernalbkreis                                  2,139
          Ulm, Stadtkreis                                 0,451
          Alb-Donau-Kreis                              2,911
          Biberach                                           2,521
          Bodenseekreis                                   1,996
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          Ravensburg                                       3,627
          Sigmaringen                                     2,090

                    _________________________________________________________________

          Summe                                          100,000“

     c)  Absatz 5 wird aufgehoben.

     d)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und wie
folgt geändert:

          In Satz 1 werden das Wort „Versorgungsempfän-
ger“ durch die Wörter „Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger“ und das Wort
„Beamte“ durch die Wörter „Beamtinnen und Be-
amte“ ersetzt.

14. § 13 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

     a)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Nummer 1 wird die Angabe „Abs.“ durch
das Wort „Absatz“ ersetzt.

          bb) In Nummer 1 und 2 werden jeweils die Wör-
ter „vom Hundert nach“ durch die Wörter
„Prozent im Verhältnis“ ersetzt.

     b)  In Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 wird jeweils das
Wort „Einwohner“ durch die Wörter „Einwohne-
rin und Einwohner“ ersetzt.

15. § 14 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

          „(1) Über die Bewilligung von Bedarfszuweisun-
gen entscheidet in jedem Regierungsbezirk ein
Ausschuss im Rahmen der Verwaltungsvorschrif-
ten nach § 13 Absatz 2 Satz 1. Der Ausschuss ver-
waltet die dem Regierungsbezirk zugewiesenen
Mittel treuhänderisch. Ihm gehören an:

          1.  zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Regie-
rungspräsidiums, darunter eine Vertreterin oder
ein Vertreter als Vorsitzende oder als Vorsitzen-
der;

          2.  drei vom Ministerium für Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz nach Anhörung der
kommunalen Landesverbände berufene Vertre-
terinnen oder Vertreter der Gemeinden und
Landkreise. Für diese sind Stellvertreterinnen
oder Stellvertreter zu bestellen; diese sind be-
fugt, an den Sitzungen des Ausschusses mit be-
ratender Stimme teilzunehmen.“

     b)  In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Stim-
me“ die Wörter „der oder“ eingefügt.

16. In § 15 Absatz 1 werden das Wort „Lehrer“ durch
das Wort „Lehrkräfte“ und die Angabe „§ 2 Abs. 1
Nr. 1“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 1“
ersetzt.
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17. In § 16 wird in den Sätzen 1 und 6 die Angabe
„Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“ ersetzt und
in Satz 5 nach dem Wort „die“ die Wörter „Schüle-
rinnen und“ eingefügt.

18. § 17 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 werden die Angabe „Abs.“ durch
das Wort „Absatz“ ersetzt und nach dem Wort
„für“ die Wörter „jede Schülerin und“ einge-
fügt.

          bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „für“ die
Wörter „Schülerinnen und“ eingefügt.

     b)  In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „für“
die Wörter „eine Schülerin oder“ eingefügt.

     c)  In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „der“
die Wörter „Schülerinnen und“ eingefügt.

19. § 18 wird wie folgt geändert:

     a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

          „Beförderungskosten für Schülerinnen und Schüler“

     b)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „wenn“
die Wörter „Schülerinnen und“ eingefügt.

     c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 Nummer 4 sowie in Satz 2 und 3
wird jeweils das Wort „Schülern“ durch die
Wörter „Schülerinnen und Schülern“ ersetzt.

          bb) In Satz 2 werden die Angabe „Nr.“ durch das
Wort „Nummer“ und das Wort „Sonderschu-
len“ durch die Wörter „sonderpädagogischen
Bildungs- und Beratungszentren“ ersetzt.

          cc)  In Satz 3 werden die Wörter „vom Hundert“
durch das Wort „Prozent“ und die Wörter
„der Schüler“ durch die Wörter „der Schüle-
rin oder der Schüler“ ersetzt.

20. In § 18 a Absatz 1 werden die Wörter „Lehrer und
Erzieher“ durch die Wörter „Lehrkräfte sowie Er -
zieherinnen und Erzieher“ und die Angabe „Abs.“
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

21. § 19 wird wie folgt geändert:

     a)  In der Überschrift werden nach dem Wort „für“
die Wörter „Schülerinnen und“ eingefügt.

     b)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Be-
sucht“ die Wörter „eine Schulpflichtige oder“ und
nach dem Wort „Gebiet“ die Wörter „sie oder“
eingefügt.
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22. § 21 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem
Wort „je“ die Wörter „Einwohnerin und“ einge-
fügt und jeweils die Wörter „vom Hundert“ durch
das Wort „Prozent“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch
das Wort „Absatz“ ersetzt.

23. § 22 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe
„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

     b)  In Absatz 3 wird die Angabe „Nr.“ durch die
Wörter „Satz 1 Nummer“ ersetzt.

24. In § 23 werden nach dem Wort „Hebammen“ die
Wörter „oder Entbindungspfleger“ eingefügt und die
Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

25. In § 24 Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „Abs.“
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

26. § 25 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

     a)  In Satz 1 wird im einleitenden Satzteil die Angabe
„Abs. 3 Nr.“ durch die Wörter „Absatz 3 Num-
mer“ ersetzt.

     b)  In Satz 2 wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort
„Nummer“ ersetzt.

27. § 26 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Satz 1 wird im einleitenden Satzteil
die Angabe „Abs. 3 Nr.“ durch die Wörter „Ab-
satz 3 Nummer“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch das
Wort „Absatz“ ersetzt.

28. § 28 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 2 werden nach den Wörtern „Verhältnis
der“ die Wörter „Einwohnerinnen und“ eingefügt.

     b)  In Absatz 3 Nummer 3 wird die Angabe „Abs.“
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

29. § 29 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

          aa)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

                 „Die Zuweisung beträgt je auszubildender
Person 5 881 Euro.“

          bb) In Satz 3 wird das Wort „Vomhundertsatz“
durch das Wort „Prozentsatz“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 werden das Wort „Anwärtern“ durch
die Wörter „Anwärterinnen und Anwärtern“, das
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Wort „Anwärterbezüge“ durch das Wort „Bezü-
ge“ und die Wörter „vom Hundert“ durch das
Wort „Prozent“ ersetzt.

30. In § 29 a Satz 1 werden die Angabe „Abs.“ durch das
Wort „Absatz“ und die Wörter „vom Hundert“ durch
das Wort „Prozent“ ersetzt.

31. § 29 b wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „2010 404
Millionen Euro, im Jahr 2011 455 Millionen Eu-
ro, im Jahr 2012 496 Millionen Euro und ab dem
Jahr“ gestrichen.

     b)  In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz ein-
gefügt:

          „Abweichungen hiervon können unbeschadet von
§ 32 Absatz 2 Satz 2 nur berücksichtigt werden,
wenn sie nachvollziehbar belegt und bis spätes -
tens 31. Dezember des jeweiligen Finanzaus-
gleichsjahres beantragt werden.“

32. § 29 c wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 2 Satz 2 zweiter und dritter Halbsatz
wird die Angabe „Satz 3“ jeweils durch die Anga-
be „Satz 2“ ersetzt.

     b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

          aa)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

                 „Abweichungen hiervon können unbeschadet
von § 32 Absatz 2 Satz 2 nur berücksichtigt
werden, wenn sie nachvollziehbar belegt und
bis spätestens 31. Dezember des jeweiligen
Finanzausgleichsjahres beantragt werden.“

          bb) In dem neuen Satz 5 wird die Angabe
„LKJHG“ durch die Wörter „des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes Baden-Württemberg“ er-
setzt.

          cc)  In dem neuen Satz 6 werden die Wörter „vom
Hundert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

33. § 30 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 2 werden im einleitenden Satzteil die
Angabe „Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“
und in Nummer 4 die Angabe „27.“ durch die An-
gabe „25.“ ersetzt.

     b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 werden jeweils die Angabe „Abs.“
durch das Wort „Absatz“ und die Angabe
„Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

          bb) Satz 3 wird aufgehoben.

     c)  Absatz 4 wird aufgehoben.
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34. § 32 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ jeweils durch
das Wort „Absatz“ ersetzt.

     b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 werden die Wörter „vom Betroffe-
nen“ durch die Wörter „von der oder dem Be-
troffenen“ und die Wörter „dem Betroffenen“
durch die Wörter „der oder dem Betroffenen“
ersetzt.

          bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Angaben“
die Wörter „der Zuweisungsempfängerin
oder“ eingefügt.

35. § 33 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 sowie in Satz 3
wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

          bb) In Satz 2 wird die Angabe „Nr.“ durch das
Wort „Nummer“ ersetzt.

     b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

     c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

36. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „je“
die Wörter „eine Vertreterin oder“ eingefügt.

37. § 35 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Hundert-
satz“ durch das Wort „Prozentsatz“ und die An -
gabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

     b)  In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „vom Hun-
dert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

38. In § 38 Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 3 Nummer 4
wird die Angabe „Abs.“ jeweils durch das Wort „Ab-
satz“ ersetzt.

39. § 39 wird wie folgt geändert:

     a)  Die Absätze 8, 11, 14 und 15 werden aufgehoben.

     b)  Absatz 18 wird wie folgt gefasst:

          „(18) Für die bei den unteren Verwaltungsbehör-
den nach dem 31. Dezember 1989 im Landes-
dienst verbleibenden Beamtinnen und Beamten
des mittleren und gehobenen Dienstes, ausgenom-
men die Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst, haben die einzelnen Stadt-
und Landkreise dem Land pauschal zu erstatten:

          1.  für jede Beamtin und jeden Beamten des mitt-
leren Dienstes 43.070 Euro;
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          2.  für jede Beamtin und jeden Beamten des geho-
benen Dienstes 55 140 Euro;

          3.  nach Eintritt des Versorgungsfalles für die Zeit
der Zahlung von Ruhegehalt 73 Prozent und
für die Zeit der Zahlung von Witwen- oder
Witwergeld 44 Prozent dieser Beträge.

          § 29 Absatz 1 Satz 3 und § 33 Absatz 1 Satz 2 gel-
ten entsprechend. Für die im Dienst der Stadt- und
Landkreise verbleibenden Beamtinnen und Beam-
ten des mittleren und gehobenen Dienstes der un-
teren Schulaufsichtsbehörden gelten die Sätze 1
und 2 entsprechend. Für die bei den Landratsäm-
tern eingesetzten und vom Land übernommenen
ehemaligen vollbeschäftigten Tierärztinnen und
Tierärzte der Gemeinden gelten Satz 1 und 2 ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass je Tierärztin
und je Tierarzt im Jahr 2018 ein Betrag von 
73.740 Euro zugrunde gelegt wird. Die Zahl der
Beamtinnen und Beamten und Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger, für die
die Personalausgaben zu erstatten sind, richtet sich
nach dem Stand am 30. Juni des jeweiligen Jahres.
Die Erstattungsbeträge werden am 10. September
des jeweiligen Jahres fällig.“

     c)  Die Absätze 22, 23 und 27 bis 33 werden aufge-
hoben.

     d)  In Absatz 34 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die
Angabe „Nummer 3“ ersetzt und nach dem Wort
„verbleibenden“ die Wörter „Beamtinnen und“
eingefügt.

40. § 40 wird aufgehoben.

41. In der Anlage 1 (Anteile der einzelnen Stadt- und
Landkreise an den pauschalen Zuweisungen in vom
Hundert) werden in der Überschrift die Wörter „vom
Hundert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt.

42. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 6

Besitzstandswahrung für sonstige staatlich 
anerkannte Hochschulen

(1) Das Land gewährt auf Antrag den Trägern von staat-
lich anerkannten Hochschulen, die keine kirchlichen Bil-
dungseinrichtungen sind und die vor dem Inkrafttreten
des Gesetzes zur Änderung der Hochschulgesetze vom
5. Oktober 1987 (GBl. S. 397) als Fachhochschule staat-
lich anerkannt wurden, Finanzhilfe zu den Personal- und
Sachaufwendungen der Fachhochschulen für die im ge-
nannten Zeitpunkt eingerichteten Studiengänge. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Hochschule auf gemeinnüt-
ziger Grundlage arbeitet und nach Feststellung durch das
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Wissenschaftsministerium geeignet ist, unter Zugrunde-
legung der staatlichen Ausbauziele für den Hochschulbe-
reich das staatliche Hochschulwesen auf Dauer zu entla-
sten. Entfällt die Voraussetzung der Entlastung des staat-
lichen Hochschulwesens, stellt das Wissenschaftsminis -
terium dies nach Abwägung der Belange des Trägers
durch Bescheid fest.

(2) Die Finanzhilfe erfolgt für das Kalenderjahr 2018
letztmals nach den Vorgaben in Artikel 27 § 22 des
Zweiten Hochschulrechtsänderungsgesetzes (2. HRÄG).
Ab dem Kalenderjahr 2019 findet Artikel 27 § 22 
2. HRÄG bei Trägern von staatlich anerkannten Hoch-
schulen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung
mehr. Die Finanzhilfe entspricht ab dem Jahr 2019 dem
Förderbetrag gemäß dem Abrechnungsbescheid für das
Jahr 2017 auf der Basis von Artikel 27 § 22 2. HRÄG.
Die dort zugrunde gelegten Studierendenzahlen werden
als Mindeststudierendenzahl für die Förderung ange-
setzt. Die Pauschale wird durch das Wissenschaftsminis -
terium festgestellt.

(3) Die Hochschulen sind verpflichtet, unaufgefordert 
einen jährlichen Verwendungsnachweis vorzulegen. Der
Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht
und einem zahlenmäßigen Nachweis über das Studienan-
gebot und die Studierendenzahlen. 

(4) Die Finanzhilfe wird jährlich gewährt. Das Wissen-
schaftsministerium kann für das laufende Jahr Ab-
schlagszahlungen leisten. 

(5) Sollte die nach Absatz 2 festgelegte Mindeststudie-
rendenzahl in zwei aufeinanderfolgenden Jahren um
mehr als 10 Prozent unterschritten werden, kann das
Wissenschaftsministerium den Zuschuss hinsichtlich des
nicht erbrachten Anteils an Studierenden zurückfordern.
Entfällt die Entlastungswirkung nach Absatz 1 Satz 3
teilweise, wird der Zuschuss ab dem Zeitpunkt der Fest-
stellung anteilig gekürzt.

Artikel 7

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft, soweit
in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Artikel 4 Nummer 3 tritt am 1. Dezember 2018 in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage

a) Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg

Mit der vorgesehenen Änderung des § 59 LBesGBW soll das Zulagenbudget für
Juniorprofessorinnen/-professoren und Juniordozentinnen/-dozenten künftig –
wie der Vergaberahmen für Leistungsbezüge bei den Professorinnen und Profes-
soren – unter Berücksichtigung der tatsächlich besetzten Planstellen ermittelt wer-
den, um es den tatsächlichen Erfordernissen anzupassen und Ungleichbehandlun-
gen zu vermeiden. Die Änderung der Anlage 3 des LBesGBW dient der Anpas-
sung der Ämterstruktur in der Arbeitsgerichtsbarkeit an die Gebietsreform der
südbadischen Arbeitsgerichte, die am 1. Januar 2018 vollzogen wird.

b) Änderung des Landesplanungsgesetzes (LplG)

Die Änderung des § 43 Absatz 1 Satz 1 LplG dient unter Berücksichtigung der
Haushaltslage ab dem Jahr 2018 der Anpassung des Landeszuschusses an die Trä-
ger der Regionalplanung an die Kostenentwicklung, insbesondere an den erhöhten
Aufwand für teils neue, aufwändigere Planungen und Verfahren.

c) Änderung der Landeshaushaltsordnung (LHO)

Um die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) im Land einzuführen, muss die
LHO den Gleichrang von öffentlicher Ausschreibung und beschränkter Aus-
schreibung mit Teilnahmewettbewerb bei der Vergabe von öffentlichen Liefer-
und Dienstleistungen vorsehen. Die Änderung des § 55 LHO entspricht der vom
Bundestag beschlossenen Änderung des § 55 Bundeshaushaltsordnung, welcher
der Bundesrat zugestimmt hat. 

d) Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-Württemberg – För-
derbank –

Ziel des Gesetzentwurfs ist die Anpassung des Gesetzes über die Landeskredit-
bank Baden-Württemberg – Förderbank – an veränderte bankenaufsichtsrecht -
liche Rahmenbedingungen.

e) Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

Mit der Änderung des FAG werden ab dem Jahr 2018

–  die Mittel für den Kommunalen Investitionsfonds zulasten der Kommunalen
Investitionspauschale erhöht,

–  der finanzielle Ausgleich für die Besorgung der Aufgaben durch die unteren
Verwaltungsbehörden infolge der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes im
Land angepasst,

–  die Ausgleichsregelungen für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsge-
setz und Artikel 1 des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes übertragenen Auf-
gaben zusammengeführt und um den Ausgleich für die Durchführung des Pros -
tituiertenschutzgesetzes erweitert,

–  nicht mehr benötigte Vorschriften aufgehoben, redaktionelle Vereinheitlichun-
gen sowie die Gleichstellung von Mann und Frau im Gesetzestext vorgenom-
men.
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f) Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte Hochschulen

Mit der Regelung zur Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte
Hochschulen wird die bisher gemäß Artikel 27 § 22 2. HRÄG gewährte Finanz-
hilfe für die betreffenden Hochschulen ab 2019 als jährlich gleichbleibender För-
derbetrag gewährt.

II. Stellungnahmen

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben sich folgende Verbände, Gewerk-
schaften und Einrichtungen inhaltlich zu dem Gesetzentwurf geäußert:

–  Gemeindetag Baden-Württemberg

–  Städtetag Baden-Württemberg

–  Landkreistag Baden-Württemberg

–  BBW Beamtenbund Tarifunion

–  Deutscher Gewerkschaftsbund

–  Evangelische Landeskirche in Baden 

–  Evangelische Landeskirche in Württemberg 

–  Diözese Rottenburg-Stuttgart 

–  Erzdiözese Freiburg

–  Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände

–  Verband der Privaten Hochschulen e. V. (VPH)

–  Merz Akademie

Die Stellungnahmen werden im Folgenden zusammengefasst dargestellt:

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg)

Der DGB bedauert, dass bei der Frage der Zulagen für Professoren nicht die Gele-
genheit genutzt wurde, insgesamt ein transparentes System einzuführen, wann
entsprechende Zulagen zu gewähren sind. Durch die geplante Bemessung des Zu-
lagenbudgets an den tatsächlich besetzten Planstellen sei davon auszugehen, dass
sich das Gesamtbudget für Zulagen an den einzelnen Hochschulen verringere und
damit die Zahl derer, die am Ende tatsächlich eine Zulage erhielten, schrumpfe.
Die Beschränkung des Budgets ohne ein transparentes System zur Vergabe von
Zulagen führe so am Ende dazu, dass es noch häufiger zu Ungleichbehandlungen
komme. Genau dies solle jedoch mit der Gesetzesänderung verhindert werden. 

Die Anregung des DGB wird nicht aufgegriffen. 

Der DGB verkennt die Intention der Gesetzesänderung. Ziel ist gerade eine ge-
rechtere Verteilung der vorhandenen Mittel unter den Hochschulen dergestalt,
dass Hochschulen mit einer hohen Besetzungsquote an Juniorprofessuren mehr
Mittel erhalten als Hochschulen mit vielen Planstellen aber einer geringen Beset-
zungsquote. Derzeit erhalten Hochschulen mit vielen Planstellen die meisten Mit-
tel. Da in der Vergangenheit ein nennenswerter Teil dieser Planstellen nicht mit
Juniorprofessoren besetzt war, haben sich zudem hohe Haushaltsreste ergeben,
die jeweils in das nächste Haushaltsjahr übertragen werden. Das neue Verteilsys -
tem wird aus Sicht des Wissenschaftsministeriums für die Hochschulen einen An-
reiz darstellen, mehr Planstellen mit Juniorprofessuren zu besetzen. Zudem ent-
spricht diese Berechnungsart künftig der Vergaberahmenberechnung der W 2-
und W 3-Professuren. Folgerichtig ist, dass sich das Gesamtbudget, das für die
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Zulagen der Juniorprofessuren zur Verfügung steht, verringern wird. Dies ist auf-
grund der bisher aufgelaufenen Haushaltsreste beabsichtigt, da die Mittel in die-
sem Rahmen nicht erforderlich sind. Im Übrigen sind die Voraussetzungen, unter
denen Zulagen gewährt werden können, in § 59 LBesGBW dargelegt. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Landesplanungsgesetzes)

Die Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände in Baden-Württemberg stimmt
der vorgesehenen Änderung zu. Als Gründe nennt sie im Wesentlichen den wach-
senden Planungs- und Koordinierungsbedarf in einem hoch verdichteten und 
dynamisch wachsenden Bundesland, einen erheblich gestiegenen Verfahrensauf-
wand durch die aktive Einbeziehung der Bürger und die europarechtlich vorgege-
bene strategische Umweltprüfung sowie die Erhöhung des Personal- und Sachauf-
wands in den letzten 40 Jahren.

Zu Artikel 5 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes)

1. Stellungnahmen der kommunalen Landesverbände (kLV)

    Die kLV – Landkreistag, Gemeindetag und Städtetag – haben eine gemeinsame
Stellungnahme abgegeben. Sie beziehen sich in ihrer Stellungnahme auf ihre
im Rahmen der Beratungen der Gemeinsamen Finanzkommission mit Schrei-
ben vom 18. September 2017 vorgebrachten Positionierungen und Forderungen
und verweisen darauf, dass dieses Gesamtpaket sich im Haushaltsbegleitgesetz
nicht wiederfindet.

    In der Sitzung der Gemeinsamen Finanzkommission vom 22. September 2017
sind die kLV einer gestuften Beratung und gegebenenfalls Umsetzung einzel-
ner Punkte entgegengetreten. Diese Positionierung verkennt jedoch, dass die
von den kLV vorgetragenen Punkte Digitalisierung der Schulgebäude sowie
Umsetzung der Multimediaempfehlungen, Anpassung der Kindergartenförde-
rung, Pakt für gute Bildung und Betreuung sowie Fortsetzung der Förderpro-
gramme Wohnbau und Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz weiterer
Prüfungen und Beratungen bedürfen. Bei Erstellung des Regierungsentwurfs
des Haushalts 2018/19 sowie des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes
2018/19 waren diese Punkte daher weder entscheidungs- noch haushaltsreif. 

    Mangels Einvernehmen der kLV sind die angestrebten Anpassungen des Zu-
weisungsbetrags nach § 11 Absatz 1 FAG und nach § 29 b Absatz 1 Satz 2 FAG
nicht im Regierungsentwurf umgesetzt. Die dynamisierte landesseitige Finan-
zierung ist über das eingetretene Aufwachsen der FAG-Umlage, welche sich
entsprechend der Veränderungsrate der kommunalen Steuerkraft entwickelt,
und deren anteilige Aufteilung zwischen Land und Kommunen bereits erfolgt.
Mit der Erhöhung der Vorwegentnahme würden die Mittel ihrer eigentlichen
Zweckbestimmung zugeführt.

    Zum Kommunalen Investitionsfonds fand der regierungsseitige Vorschlag Ein-
gang in den Regierungsentwurf des Haushalts 2018/19 sowie den Entwurf des
Haushaltsbegleitgesetzes 2018/19, nachdem auch insoweit eine isolierte Bera-
tung von kommunaler Seite abgelehnt wurde. Entsprechendes gilt für den Aus-
gleichstock.

    Auch in den weiteren Sitzungen der Gemeinsamen Finanzkommission vom 
16. und 25. Oktober 2017 konnte eine gemeinsame Empfehlung der Kommis -
sionsmitglieder weder insgesamt noch zu Einzelpunkten getroffen werden.

    Die Entwicklung und Aufteilung des Kommunalen Sanierungsfonds beruht auf
der Regelung des § 18 LHO und der dazugehörenden Verordnung des Landes.
Maßgeblich nach § 18 LHO ist ausschließlich das veranschlagte Soll und nicht
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das tatsächliche Ist. Dies entspricht der gemeinsam fixierten Empfehlung vom
4. November 2017 und auch der Intention, die Kommunen im Rahmen des Ab-
baus der impliziten Verschuldung freiwillig an den Steuermehreinnahmen des
Landes zu beteiligen. Die Übertragbarkeit nicht verbrauchter Mittel ist durch 
§ 19 LHO sichergestellt. Zusätzlicher Regelungsbedarf mit dem Haushaltsbe-
gleitgesetz 2018/19 besteht nicht. 

    Darüber hinaus wurden in der Stellungnahme zum Entwurf des Haushaltsbe-
gleitgesetzes 2018/19 folgende wesentliche Einzelpositionen und -anliegen
vorgetragen:

    a)  Der finanzielle Ausgleich an die Stadt- und Landkreise für die Umsetzung
des Bundesteilhabegesetzes im Land in den Jahren 2018 und 2019 von 
4,3 Millionen Euro ist zu gering.

        Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden in den Jahren 2018 und
2019 weiterhin von den Stadt- und Landkreisen nach dem SGB XII und 
daher nach der bisherigen bundesgesetzlichen Zuständigkeitsregelung er-
bracht. Mehraufwendungen durch Leistungsverbesserungen in den Jahren
2018 und 2019 lösen daher keine Ausgleichspflicht des Landes aus. Den
Stadt- und Landkreisen entsteht durch das Gesetz zur Umsetzung des Bun-
desteilhabegesetzes in Baden-Württemberg und des kommunalen Initiativ-
rechts zur Errichtung von Pflegestützpunkten in den Jahren 2018 und 2019
ein konnexitätsrelevanter Mehraufwand ausschließlich durch das Inkrafttre-
ten der Regelungen des Vertragsrechts. Dies löst allerdings keine konne-
xitätsrechtliche Ausgleichsverpflichtung des Landes aus, da die Bagatell-
grenze nicht überschritten wird. Bei den 4,3 Millionen Euro liegt daher eine
Freiwilligkeitsleistung vor.

    b)  Die Mehrbelastungen für die Umsetzung der Änderungen im Unterhaltsvor-
schussgesetz im Land sind in den Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes
2018/19 nicht aufgenommen.

        Die Gespräche mit den kLV zu den finanziellen Auswirkungen der Reform
des Unterhaltsvorschussgesetzes sind noch nicht abgeschlossen. Ein sach-
gemäßer Ausgleich wird im Haushaltsvollzug erfolgen.

    c)  Der erhöhten Vorwegentnahme zur Finanzierung von Aufgaben des Landes-
medienzentrums (LMZ) wurde zugestimmt, jedoch ist diese an Vorausset-
zungen geknüpft.

        Die erhöhte Vorwegentnahme aus der Finanzausgleichsmasse A ist für eine
zweckentsprechende Verwendung beim LMZ erforderlich.

    d)  Die Höhe und entsprechend auch die Verteilung der zusätzlichen Zuweisun-
gen durch die Änderung des Prostituiertenschutzgesetzes sind nicht aus-
kömmlich. 

        Die Forderung zur Erhöhung des Mehrbelastungsausgleichs zur Umsetzung
des Prostituiertenschutzgesetzes kann seitens der Landesregierung nicht ent-
sprochen werden. Die Angaben zur Kostenfolgenabschätzung basieren weit-
gehend auf Schätzungen. Für den Bereich der Prostitution gibt es bislang
keine ausreichend validen statistischen Daten, die einer Kostenfolgenab-
schätzung zugrunde gelegt werden können. Die Zeitansätze entsprechen un-
ter Ausnahme der Vorgabe zur gesundheitlichen Beratung den Zeitangaben
des Bundes und beruhen auf der Zeitwerttabelle aus dem „Leitfaden zur Er-
mittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben
der Bundesregierung“. Aufgrund der unsicheren Datenlage ist beabsichtigt,
die dem Mehrbelastungsausgleich zugrundeliegende Kostenfolgenabschät-
zung einer Evaluation zu unterziehen.
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    e)  Die unteren Verwaltungsbehörden benötigen für die Stärkung der Umwelt-
verwaltung zusätzliches Personal. Betroffen ist bei den Landkreisen der ge-
hobene Dienst und bei den Stadtkreisen der gehobene und der höhere
Dienst. Die Zuweisungen nach dem FAG sind hierfür zu erhöhen.

        Die Stärkung der Umweltverwaltung durch Verzahnung auf allen Vollzugs-
und Verwaltungsebenen ist ein Anliegen der Landesregierung. Die Planung
war bis zur Erstellung des Regierungsentwurfs des Haushalts 2018/19 und
des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes 2018/19 noch nicht abgeschlos-
sen. Die Landesregierung wird sich dafür einsetzen, dass zusätzliche Mittel
für Stellen des gehobenen Dienstes bei den Landkreisen sowie für Stellen
des gehobenen und des höheren Dienstes bei den Stadtkreisen zur Verfü-
gung gestellt werden.

    f)  In der Neufassung des § 6 Absatz 4 Satz 1 FAG ist auf den Grundbetrag der
Grundsteuer beziehungsweise Gewerbesteuer nach Absatz 2 Satz 1 für jede
Einwohnerin und jeden Einwohner abzustellen.

        Mit der Änderung wird die sprachliche Gleichstellung von Mann und Frau
vorgenommen. Inhaltlich wird weiterhin auf die bereits nach Absatz 1 er-
mittelten landesdurchschnittlichen Beträge je Gemeindegrößenklasse abge-
stellt.

2. Der Deutsche Gewerkschaftsbund greift folgende Punkte auf:

    a)  Die Verminderung des Kürzungsbetrags nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 FAG
ist nach der deutlichen Erhöhung mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2017 nicht
ausreichend.

        Die grundsätzliche Verteilung des Landesanteils an der Einkommensteuer,
der Körperschaftsteuer, der Umsatzsteuer und der Umlage nach Maßgabe
des Gewerbesteueraufkommens ist mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2017 er-
folgt. Die Reduzierung des Kürzungsbetrags um jährlich 4,3 Millionen Euro
ist im Ausgleich des Landes für die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
in den Jahren 2018 und 2019 begründet.

    b)  Die in § 2 Nummer 9 eingestellten Mittel für die geplante Digitalisierungs-
offensive an Schulen für die Schaffung von pädagogischen schulischen Net-
zen und zur Bereitstellung von Schulmaterialien in elektronischer Form sind
bei Weitem zu gering.

        Die erhöhte Vorwegentnahme aus der Finanzausgleichsmasse A umfasst le-
diglich Aufwände des Landesmedienzentrums für die Weiterentwicklung
der Pädagogischen Netzwerklösungen und der SESAM-Mediathek (Bereit-
stellung von Schulmaterialien in elektronischer Form) mit urheberrechtlich
unbedenklich nutzbaren und bildungsplankonformen Medien.

    c)  Die zusätzlichen Zuweisungen für die Umsetzung des Prostituiertenschutz-
gesetzes durch die Stadt- und Landkreise sind zu gering.

        Insoweit wird auf die Erwiderung zur Stellungnahme der kommunalen Lan-
desverbände verwiesen.

    d)  Grundschulen sollte zur Gewährleistung einer guten finanziellen Ausstat-
tung ein Sachkostenbeitrag gewährt werden.

        Signifikante Veränderungen der Zahl der Gemeinden, die keine Grundschule
führen, haben sich in den letzten Jahren nicht ergeben. Die Sachkostenbeiträ-
ge sind ein Instrument des interkommunalen Schullastenausgleichs. Seitens
der kommunalen Landesverbände ist ein Sachkostenbeitrag aktuell nicht the-
matisiert. Die Einführung eines Sachkostenbeitrags ist daher nicht angezeigt.
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Zu Artikel 6 (Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte Hochschulen)

Da der VPH sich die Stellungnahme der Merz Akademie weitgehend zu eigen ge-
macht hat, werden diese beide Stellungnahmen zusammengefasst dargestellt:

VPH und Merz Akademie begrüßen in ihren Stellungnahmen, dass mit der neuen
Regelung die bisher gemäß Artikel 27 § 22 2. HRÄG gewährte Finanzhilfe für die
betreffenden Hochschulen ab 2019 als jährlich gleichbleibender Förderbetrag ge-
währt wird, weisen aber auch darauf hin, dass durch die Neuregelung den betrof-
fenen Hochschulen dauerhaft ein Sparbetrag abverlangt wird. 

Zur Rückforderungsmöglichkeit gemäß Artikel 5 Absatz 5 wird angeführt, dass es
zielführender und sachgerechter sei, wenn der Grenzwert für die nachhaltige Un-
terschreitung von derzeit vorgesehenen zwei Jahren auf drei Jahre verlängert wür-
de, da Initiativen zur Steuerung von fluktuierenden Studierendenzahlen erfah-
rungsgemäß erst nach Ablauf von sieben Semestern (Regelstudienzeit) voll wirk-
sam würden. Darüber hinaus wurde dringend angeregt, die Formulierung „nach
Abwägung der Belange des Trägers“ aus der bisherigen gesetzlichen Regelung in
Artikel 27 § 22 2. HRÄG auch in die Neufassung im Haushaltsbegleitgesetz
2018/19 mit aufzunehmen, um in diesem Fall auch die Möglichkeit ausreichenden
Gehörs sicherzustellen. 

Merz Akademie und VPH haben daher vorgeschlagen, Absatz 5 letzter und vor-
letzter Satz wie folgt zu fassen:

„Sollte die nach Absatz 2 festgelegte Mindeststudierendenzahl in drei aufeinan-
derfolgenden Jahren um mehr als 10 Prozent unterschritten werden, kann das
Wissenschaftsministerium den Zuschuss nach Abwägung der Belange des Trä-
gers um den nicht erbrachten Anteil an Studierenden zurückfordern. Entfällt die
Entlastungswirkung nach Absatz 1 Satz 3 teilweise, wird der Zuschuss ab dem
Zeitpunkt der Feststellung nach Abwägung der Belange des Trägers anteilig
gekürzt.“ 

Hierzu wird bemerkt: 

Da es sich bei der Entscheidung über eine mögliche Rückforderung um eine Er-
messensentscheidung („Kann-Regelung“) handelt, sind alle Belange – auch die
Belange des Trägers – im Abwägungsprozess zu berücksichtigen. Somit ist eine
Aufnahme des Formulierungsvorschlags nicht erforderlich. 

Hinsichtlich der Verlängerung des Zeitraums von zwei auf drei Jahre als Grenz-
wert für die Rückforderung wird ausgeführt, dass es sich hierbei um eine Ermes-
sensentscheidung handelt und die Belange des Trägers in den Abwägungsprozess
miteinfließen. Da die zu erbringende Mindeststudierendenzahl bekannt ist, sind
vonseiten des Trägers laufend Initiativen zur Erfüllung dieser förderfähigen Min-
deststudierendenzahl zu erbringen, sodass die Argumentation mit dem Wirksam-
werden der Steuerungsmaßnahmen nach Ablauf eines Zeitraums der Regelstu -
dienzeit nicht überzeugend ist. Dieser oder ein längerer Zeitraum wird bei der
Frage, ob die Entlastungswirkung des staatlichen Hochschulwesens noch gegeben
ist, herangezogen werden müssen, nicht jedoch bei der Frage, ob eine geleistete
staatliche Förderung für nichterbrachte Studierendenzahlen zurückgefordert wird
oder nicht. Somit wird dem Vorschlag der Merz Akademie und des VPH nicht
entsprochen. 

Die Evangelische Landeskirche in Baden, die Evangelische Landeskirche in
Württemberg, die Diözese Rottenburg-Stuttgart und die Erzdiözese Freiburg 
sehen von einer inhaltlichen Stellungnahme zum Entwurf des Haushaltsbegleitge-
setzes 2018/19 ab, da aus ihrer Sicht kein Änderungs- oder Ergänzungsbedarf be-
steht. Sie führen jedoch an, dass in der Einzelbegründung von Hochschulen, „die
sich nicht in der Trägerschaft der Landeskirchen befinden“, gesprochen wird.
Diese Formulierung umfasst nur die evangelische Seite und nicht wie eigentlich
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gemeint auch die katholische Seite. Es wird daher vorgeschlagen, die nachfolgen-
de Formulierung zu verwenden:

„Für die unter diese Vorschrift fallenden Hochschulen, die sich nicht in der Trä-
gerschaft der Evangelischen Landeskirche in Baden, der Evangelischen Landes-
kirche in Württemberg, der Diözese Rottenburg-Stuttgart und der Erzdiözese
Freiburg befinden, wird zukünftig diese Besitzstandswahrung in moderatem Um-
fang angepasst und ab 2019 in gleichbleibender Höhe gewährt.“

Diesem Vorschlag der Evangelischen Landeskirche in Baden, der Evangelischen
Landeskirche in Württemberg, der Diözese Rottenburg-Stuttgart und der Erz -
diözese Freiburg wird entsprochen.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg)

Zu Nummer 1:

Das Finanzvolumen der Zulage wird bisher unter Zugrundelegung der veran-
schlagten und der Hochschule zugewiesenen Planstellen berechnet. Da in der
Vergangenheit ein nennenswerter Teil dieser Planstellen nicht besetzt war, haben
sich hohe Haushaltsreste ergeben, die jeweils in das nächste Haushaltsjahr über-
tragen werden. Mit der vorgesehenen Änderung soll das Zulagenbudget künftig 
– wie der Vergaberahmen für Leistungsbezüge bei den Professorinnen und Pro-
fessoren – unter Berücksichtigung der tatsächlich besetzten Planstellen ermittelt
werden, um es den tatsächlichen Erfordernissen anzupassen und Ungleichbehand-
lungen zu vermeiden. Bei der Berechnung des Zulagenbudgets soll der bisherige
Betrag von 300 Euro pro veranschlagter und zugewiesener Stelle auf 400 Euro
pro besetzter Stelle angepasst werden.

Zu Nummer 2:

Zur Feindifferenzierung der Ämtereinstufung können für herausgehobene Funk-
tionen Amtszulagen vorgesehen werden (§ 43 Absatz 1 LBesGBW). 

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Gerichte für Arbeitssachen vom
24. Oktober 2017 (Gesetzblatt Nummer 21 vom 30. Oktober 2017, S. 560) sieht
die Aufhebung des Arbeitsgerichts Lörrach und die Neuerrichtung des Arbeitsge-
richts Villingen-Schwenningen vor. Der Gerichtsort Lörrach bleibt erhalten, wird
organisatorisch aber dem Arbeitsgericht Freiburg im Breisgau zugeordnet. 

Mit der Änderung des LBesGBW wird sichergestellt, dass sich der am Gerichtsort
Lörrach mit der Leitung vor Ort beauftragte Richter am Arbeitsgericht wegen der
zusätzlichen Verwaltungsaufgaben und der damit verbundenen höheren Verant-
wortung auch in seiner Besoldung von den übrigen Richtern am Arbeitsgericht
des Gerichtsorts Lörrach abhebt. Zugleich wird durch den Wegfall der bisher kon-
kret benannten Gerichtsorte, an denen örtliche Gerichtsvorstände ernannt werden
können, die von der Verfassung garantierte Unabhängigkeit der dritten Gewalt
verdeutlicht.

Zu Artikel 2 (Änderung des Landesplanungsgesetzes)

Regionalplanung ist als Teil der Landesplanung eine staatliche Aufgabe. Daher be-
teiligt sich das Land an der Deckung des Finanzbedarfs durch Zuschüsse. Die
Höhe des Zuschusses war von 1972 bis 1996 unverändert geblieben. Mit dem
Haushaltsstrukturgesetz 1997 erfolgte eine Absenkung des Zuschusses um 30 Pro-
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zent. Vor allem aber wegen des erhöhten Aufwandes für teils neue, aufwändigere
Planungen und Verfahren (unter anderem Planungen für erneuerbare Energien,
Einführung der Strategischen Umweltprüfung, Intensivierung der Öffentlichkeits-
beteiligung mit weit höherer Zahl von Einwendungen, höherer Aufwand für Ar-
tenschutzprüfungen) soll nun eine Erhöhung erfolgen.

Zu Artikel 3 (Änderung der Landeshaushaltsordnung)

Der Bund hat die mit den Ländern abgestimmte Verfahrensordnung für die Ver-
gabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-Schwel-
lenwerte (Unterschwellenvergabeordnung – UVgO) veröffentlicht. Die UVgO
wird im Bund haushaltsrechtlich eingeführt. Da sich die UVgO strukturell an der
für öffentliche Aufträge oberhalb der EU-Schwellenwerte geltenden Verordnung
über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV) vom 
12. April 2016 (BGBl. I S. 624) orientiert, erfordert die Einführung der UVgO im
Land eine Anpassung der bisherigen Regelung des § 55 LHO, denn die UVgO
sieht einen Gleichrang von öffentlicher Ausschreibung und beschränkter Aus-
schreibung mit Teilnahmewettbewerb vor. Die bisherige Regelung des § 55 LHO
sieht nur die öffentliche Ausschreibung vor und schließt damit im nicht gesetzlich
geregelten Bereich unterhalb der EU-Schwellenwerte die dem nicht offenen Ver-
fahren entsprechende beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb aus.
Mit der Änderung soll die Voraussetzung für die Einführung der UVgO im Land
geschaffen und gleichzeitig ein Beitrag zur Vereinheitlichung der Verfahren im
Bereich der Ober- und Unterschwelle geleistet werden.

Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-Württem-
berg – Förderbank –)

Zu Nummer 1:

§ 77 Absatz 3 Satz 1 Sanierungs- und Abwicklungsgesetz (SAG) gibt der Ab-
wicklungsbehörde die Befugnis, bei einem in Abwicklung befindlichen Institut
einen Rechtsformwechsel in eine Aktiengesellschaft anzuordnen. Diese Anord-
nung eines Rechtsformwechsels ist jedoch gemäß § 77 Absatz 3 Satz 2 SAG un-
zulässig, wenn das Landesrecht dies ausdrücklich bestimmt. Mit dem neuen § 1
Absatz 4 wird hierauf reagiert und die L-Bank aus dem Regime des Rechtsform-
wechsels herausgenommen. Eine Schlechterstellung der Gläubiger der L-Bank ist
damit nicht verbunden, da das Land nach § 5 des L-Bank-Gesetzes Gewährträger
und Träger der Anstaltslast ist, die die öffentlich-rechtliche Verpflichtung ge-
genüber der Bank enthält, ihre wirtschaftliche Basis jederzeit zu sichern und sie
für die gesamte Dauer ihres Bestehens funktionsfähig zu erhalten. Die L-Bank ist
zudem nach § 45 des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes
nicht insolvenzfähig. Im Fall der Auflösung der Bank ist zur Abwicklung aller
noch schwebenden Geschäfte das Liquidationsverfahren unter Hoheit des Landes
einzuleiten. Das Vermögen der Bank ist nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten
auf das Land zu übertragen. Das Land tritt in etwa noch fortdauernde Verpflich-
tungen der Bank ein.

Zu Nummer 2:

Der neue § 4 Satz 2 hebt in deklaratorischer Weise den aus der Gemeinnützigkeit
der L-Bank herrührenden Aspekt hervor, wonach die Geschäftstätigkeit der 
L-Bank nicht primär auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist, sondern ihr Zweck in
der Erfüllung ihres Förderauftrags liegt. 
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Zu Nummer 3:

Die gestiegenen Anforderungen unter anderem des Kreditwesengesetzes an die
Mitglieder von Aufsichtsorganen von Kreditinstituten wie der L-Bank machen
Änderungen in der Struktur ihres Verwaltungsrats notwendig. Zum einen werden
mit den Änderungen in § 9 Absätzen 1 bis 3 die Positionen der stellvertretenden
Verwaltungsratsmitglieder abgeschafft; damit wird auch dem Umstand Rechnung
getragen, dass das Mandat im Verwaltungsrat der L-Bank ein Höchstpersönliches
ist, mit dem eine Vertretungsregelung als grundsätzlich nicht vereinbar erscheint.
Zum anderen wird im Hinblick auf die Anforderungen der Europäischen Zentral-
bank an Verwaltungsratsmitglieder festgelegt, dass der Vorsitz im Verwaltungsrat
bei dem fachlich für die Beteiligungsverwaltung zuständigen Minister liegt. Fer-
ner wird geregelt, dass die Landesregierung, die die Verwaltungsratsmitglieder
bestellt, diese auch bei Bedarf abberufen kann.

Zu Artikel 5 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes)

Zu Nummern 1 bis 41: 

Die Änderungen betreffen, soweit nicht eine gesonderte Einzelbegründung ausge-
bracht ist, die sprachliche Gleichstellung von Frau und Mann sowie redaktionelle
Vereinheitlichungen.

Zu Nummer 1: 

Mit der Regelung in Buchstabe a wird der Kürzungsbetrag nach Absatz 1 Num-
mer 1 in den Jahren 2018 und 2019 um den Verwaltungsmehraufwand der un -
teren Verwaltungsbehörden für die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes um
jährlich 4,3 Millionen Euro verringert.

Zu Nummer 3: 

Die Vorwegentnahme aus der Finanzausgleichsmasse A für die pauschalen Zu-
weisungen nach § 11 Absatz 1 Finanzausgleichsgesetz (FAG) ist in den Jahren
2018 und 2019 um den Verwaltungsmehraufwand der unteren Verwaltungsbehör-
den für die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes von jährlich 4,3 Millionen Eu-
ro erhöht. Damit die Masseerhöhung aus der Verringerung des Kürzungsbetrags
der Finanzausgleichsmasse A zufließt, ist eine Neuverteilung der Finanzaus-
gleichsmassen A und B erforderlich (vgl. Berechnung in Anlage). 

Zu Nummer 4: 

Die Finanzierung der Aufgaben des Landesmedienzentrums erfolgt mit Landes-
mitteln sowie kommunalen Mitteln entsprechend den vom Landesmedienzentrum
wahrgenommenen Landes- und Kommunalaufgaben. Die Erhöhung der Vorweg -
entnahme aus der Finanzausgleichsmasse zugunsten des Landesmedienzentrums
erfolgt für die Weiterentwicklung der Pädagogischen Netzwerklösungen und der
SESAM-Mediathek (Bereitstellung von Schulmaterialien in elektronischer Form)
mit urheberrechtlich unbedenklich nutzbaren und bildungsplankonformen Medien. 

Zu Nummer 5: 

Mit der Änderung in Buchstabe a wird der Kommunale Investitionsfonds (KIF)
zulasten der Kommunalen Investitionspauschale um 65 Millionen Euro im Jahr
2018 und um 85 Millionen Euro im Jahr 2019 auf 930 Millionen Euro be -
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ziehungsweise 950 Millionen Euro erhöht. Mit der Aufstockung wird die gezielte
Investitionsförderung über den KIF gestärkt und die Investitionsförderung inner-
halb der Finanzausgleichsmasse B strukturell verbessert. 

Zu Nummer 13:

Buchstabe a

Für den Verwaltungsmehraufwand der unteren Verwaltungsbehörden bei der Um-
setzung des Bundesteilhabegesetzes erhalten in den Jahren 2018 und 2019 die
Stadtkreise einen Zuschlag von je 41 Cent je Einwohnerin und Einwohner und die
Landkreise einen Zuschlag von je 39 Cent je Einwohnerin und Einwohner. Der
Betrag der Stadtkreise erhöht sich dadurch in den Jahren 2018 und 2019 von
18,53 Euro auf 18,94 Euro je Einwohnerin und Einwohner und bei den Landkrei-
sen von 8,30 Euro auf 8,69 Euro je Einwohnerin und Einwohner der Großen
Kreisstädte sowie der Gemeinden, die einer Verwaltungsgemeinschaft nach § 17
des Landesverwaltungsgesetzes angehören und von 13,92 Euro auf 14,31 Euro je
Einwohnerin und Einwohner der übrigen Gemeinden. 

Buchstaben b bis d

Die Ausgleichsregelungen für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz
und Artikel 1 des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes übertragenen Aufgaben
wurden mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2017 inhaltsgleich ausgestaltet. Die Re-
gelungen werden daher zusammengeführt.

Der Zuweisungsbetrag wird um einen Ausgleich für die mit dem baden-württem-
bergischen Ausführungsgesetz zum Prostituiertenschutzgesetz übertragenen Auf-
gaben erhöht. Die Stadt- und Landkreise erhalten für das Jahr 2018 1,827 Millio-
nen Euro und ab dem Jahr 2019 2,476 Millionen Euro. 

Die Ausgleichsbeträge werden vom Ministerium für Soziales und Integration zum
31. Dezember 2019 untersucht und erforderlichenfalls angepasst. Falls die kom-
munalen Aufwände und die jeweiligen Ausgleichsleistungen um mehr als 10 Pro-
zent voneinander abweichen, werden die für die Jahre 2018 bis 2019 geleisteten
Ausgleichzahlungen bei der Bemessung der Zuweisungen in künftigen Jahren
berücksichtigt.

Der Verteilungsschlüssel wird entsprechend den anteiligen Beträgen angepasst.

Die Regelung, wonach das Land dem Kommunalen Versorgungsverband Baden-
Württemberg, die von ihm durch die Übertragung der Aufgaben nach Artikel 1
des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes zu tragenden Versorgungsbezüge und
Beihilfen für die Versorgungsempfänger sowie die Unfallfürsorgeleistungen für
Beamtinnen und Beamte zu erstatten hat, bleibt unabhängig hiervon bestehen. Sie
wird zu § 11 Absatz 5 FAG.

Zu Nummer 19:

Die Bezeichnung „Sonderschule“ wird an die neue schulgesetzliche Bezeichnung
„sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren“ angepasst. 

Zu Nummer 24:

Anpassung an die Terminologie des Hebammengesetzes.
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Zu Nummer 29:

Im Rahmen der Neufassung wird der aktuelle Zuweisungsbetrag im Jahr 2018
aufgenommen.

Zu Nummer 31:

Streichung nicht mehr benötigter Regelungen und befristete Einräumung der
Berücksichtigung nachgewiesener Abweichungen von der Kinder- und Jugendhil-
festatistik.

Zu Nummer 32:

Buchstaben a, b und d 

Redaktionelle Berichtigung von Verweisen und befristete Einräumung der Be -
rücksichtigung nachgewiesener Abweichungen von der Kinder- und Jugendhilfe-
statistik.

Zu Nummer 33: 

Die Regelung des § 30 Absatz 2 Nummer 4 letzter Halbsatz FAG korrespondiert
mit dem seit 1. November 2015 geltenden Bundesmeldegesetz. Nach diesem wird
spätestens ab dem 25. Lebensjahr für die in Einrichtungen für behinderte Men-
schen wohnenden Personen, die Einrichtung zur Hauptwohnung. Die Regelung
des FAG ist entsprechend anzupassen.

Die Erhebung für die in Internaten, Heimschulen und Einrichtungen der Jugend-
hilfe wohnenden Minderjährigen sowie der in Einrichtungen der Sozialhilfe woh-
nenden Personen bis zum vollendeten 25. Lebensjahr nach § 30 Ansatz 2 Nummer 4
wird zudem vereinheitlicht. Die Personenzahl wird künftig jeweils jährlich und
durch das Statistische Landesamt erhoben.

Die Bestimmung des bisherigen Absatzes 4 entfaltet keine Wirkung mehr und
wird nicht mehr benötigt.

Zu Nummer 35:

Buchstaben b und c 

Die Bestimmung des bisherigen Absatzes 2 entfaltet keine Wirkung mehr und
wird nicht mehr benötigt.

Zu Nummer 39:

Buchstaben a und c 

Die Bestimmungen betreffen Sachverhalte vergangener Jahre und werden nicht
mehr benötigt. 

Buchstabe b und d

Die Bestimmung wird, nachdem die Laufbahngruppe des einfachen Dienstes ent-
fallen ist, an die aktuelle Rechtslage angepasst und entsprechend der Praxis berei-
nigt. Im Rahmen der Neufassung wird der aktuelle Erstattungsbetrag im Jahr
2018 aufgenommen. Infolge der Neunummerierung in Absatz 18 ist in der Folge
der Verweis in Absatz 34 anzupassen.
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Zu Nummer 40:

Die Bestimmung wird nicht mehr benötigt.

Zu Nummer 42:

Die Bestimmung ist Folge der sprachlichen Gleichstellung von Mann und Frau.

Zu Artikel 6 (Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte Hochschulen)

Die Regelung dient der Modifizierung der Übergangsregelung in Artikel 27 § 22
2. HRÄG („Besitzstandswahrung für staatlich anerkannte Fachhochschulen“). Für
die unter diese Vorschrift fallenden Hochschulen, die sich nicht in der Träger-
schaft der Evangelischen Landeskirche in Baden, der Evangelischen Landes -
kirche in Württemberg, der Diözese Rottenburg-Stuttgart und der Erzdiözese
Freiburg befinden, wird zukünftig diese Besitzstandswahrung in moderatem Um-
fang angepasst und ab 2019 in gleichbleibender Höhe gewährt. Als Referenzjahr
wird hierbei das Abrechnungsjahr 2017 zugrunde gelegt. Bei nachhaltiger Unter-
schreitung der Mindeststudierendenzahl besteht die Möglichkeit einer Anpassung
der Förderbeträge. Die Hochschulen, die vor dem in Absatz 1 Satz 1 genannten
Zeitpunkt als Fachhochschulen staatlich anerkannt wurden, wurden gegründet,
um einen besonderen Bedarf zu befriedigen. Ihnen wurde deshalb bei ihrer Grün-
dung in Aussicht gestellt, dass das Land staatliche Finanzierungsverantwortung
mitübernimmt. Die Voraussetzungen, unter denen diese Förderung aus Gründen
des Vertrauensschutzes erfolgt, wurden aus der bisherigen Regelung übernom-
men. Ergänzt wurde, dass die Entlastungswirkung einer Feststellung durch das
Wissenschaftsministerium bedarf. Dies dient der Klarstellung, dass es sich um eine
wissenschaftspolitische Entscheidung handelt, bei der dem Wissenschaftsminis -
terium ein Einschätzungsspielraum zukommt.

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.
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